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IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In der Verwaltungsrechtssache 

des Herrn ' S· 

Klägers, 

gegen 

das Landesamt für Vermessung und Geoinformation, Funktionalbereich 21 - Justitiariat, 
Otlo-von-Guericke-Straße 15, 39104 Magdeburg, 

Beklagter, 

Streitgegenstand: Feststellung von Grenzverläufen 

hat das Verwaltungsgericht Magdeburg - 4. Kammer - auf die mündliche Verhandlung 
vom 29. Oktober 2013 durch die Richterin am Verwaltungsgericht Schrammen für Recht 
erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger. 

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Kläger kann die 
Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Höhe des vollstreckbaren Betrages 
abwenden, wenn nicht der Beklagte zuvor Sicherheit in der gleichen Höhe leistet. 

Der Streitwert wird auf 5000,- € festgesetzt. 
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Tatbestand: 

Der Kläger begehrt von dem Beklagten die tatsächlichen Grenzverläufe von in seinem 
Eigentum stehenden Flurstücken von Amts wegen festzustellen. 

Der Kläger ist Eigentümer der Flurstücke 700 Getzt 2415), 701 und 702 der Flur 8, Ge­
markung G I. Diese hat er mit notariellem Kaufvertrag von Herrn p, . er­
worben. 

Der Beklagte hat die die Flurstücke betreffende analoge Liegenschaftskarte im Laufe der 
1990er Jahre in eine digitale Liegenschaftskarte überführt. Das Ergebnis wurde durch 
Offenlegung bekannt gegeben. Die jetzige Liegenschaftskarte ist bestandskräftig. Die 
analoge Liegenschaftskarte ist seit dem 23.11 .1999 ungültig. Bei der Übertragung sind 
nach Ansicht des Klägers Übertragungsfehler geschehen. Der Beklagte ist der Ansicht, 
die Übertragung sei fehlerfrei vorgenommen worden. Die zur Digitalisierung herangezo­
gene Karte aus dem vorletzten Jahrhundert sei allerdings zu steuerlichen Zwecken erstellt 
worden und weise daher nicht die heutige Genauigkeit auf. So erkläre sich, dass die , 
Grenzabweichungen gegenüber der zugrunde gelegten Inselflurkarte aus dem Jahre 1991 
bis zu 4 m betrügen. Ein Übertragungsfehler sei nicht vorgekommen. 

Aufgrund eines Antrags einer Eigentümerin des den klägerischen Flurstücken benachbar­
ten Flurstücks Nr. 697 (alt) wurde auch die östliche Grenze des klägerischen Grundstücks 
festgestellt, und zwar mit Niederschrift zum Grenztermin vom 11 .11 .2010. In dieser heißt 
es unter Ziffer 2 wörtlich: "Die Grenzermittlung zwischen den Flurstücken 697 und 698, 
697 und 699, 698 und 699, 698 und 700 sowie 699 und 700 wird als Zeichenfehler berich­
tigt. " Diese Vermessung ist bestandskräftig und wurde in das Liegenschaftskataster über­
nommen. Dabei erhielt auch das klägerische Grundstück eine neue Flurstücknummer. 
Aufgrund dieser Vermessung erscheint es für den Kläger nun so als wäre sein Grund­
stück kleiner geworden. Weitere Vermessungen wurden indes nicht vorgenommen, da der 
Kläger keinen Antrag gestellt hat und für die Vermessung des nachbarlichen Grundstücks 
die Festlegung weitere Grenzpunkte nicht notwendig war. Nach Ansicht des Beklagten 
kann nach erfolgter Offenlegung eine Änderung der Abbildung der Liegenschaftskarte nun 
nur noch durch eine Grenzfeststellung und Abmarkung oder durch die Berichtigung eines 
Zeichenfehlers erfolgen. Ein Zeichenfehler liege aber nicht vor, denn dieser sei nur anzu­
nehmen, wenn die Abbildung in der Liegenschaftskarte nicht mit den maßgeblichen Ver­
messungszahlen übereinstimme. Für das klägerische Grundstück existierten indes keine 
Vermessungszahlen. Diese ergäben sich auch nicht aus einer 1993 an anderer Stelle 
vorgenommenen Vermessung. Der Kläger ist hingegen der Ansicht, ein Zeichenfehler sei 
gegeben. Dies ergebe sich so aus dem vom Beklagten vorgelegten Protokoll vom 
11 .11.2010, wo ausdrücklich von "Zeichenfehler" die Rede sei. Der Kläger habe geglaubt, 
wenn der eine Zeichenfehler beseitigt werde, werde auch auf der anderen Grenze seines 
Grundstücks der Zeichenfehler berichtigt. 
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Mit am 22.03.2012 beim Verwaltungsgericht Magdeburg eingegangenem Schriftsatz sei­
ner Prozessbevollmächtigten hat der Kläger Klage erhoben. Er ist der Ansicht, Vermes­
sungszahlen ergäben sich ausreichend aus einer am 28.07.1993 vorgenommenen Ver­
messung der Flurstücke 837 und 838/1 im Zuge der Errichtung eines Verbrauchermar.k­
tes. Die vorgenannten Flurstücke liegen südlich der klägerischen Flurstücke. 

Der Kläger beantragt, 

den Beklagten·zu verpflichten, auf Antrag des Klägers die tatsächlichen Grenzver-
läufe der Flurstücke 700, 701 und 702, Gemarkung GI , Flur 8 festzustellen, 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er ist der Ansicht, eine Grenzfeststellung von Amts wegen komme nicht in Betracht. Der 
Kläger müsse einen Antrag stellen und die Kosten der Vermessung tragen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte 
und den beigezogenen Verwaltungsvorgang des Beklagten verwiesen. Diese Unterlagen 
waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung und der Entscheidungsfindung. 

Entscheidungsgründe: 

Die Klage hat keinen Erfolg. Der Kläger hat keinen Anspruch gegen den Beklagten auf 
Feststellung der tatsächlichen Grenzverläufe der Flurstücke 700, 701 , 702 der Flur 8, 
Gemarkung G 

Der schlichten Änderung der Liegenschaftskarte steht die Bestandskraft der neuen Lie­
genschaftskarte entgegen. Diese ist durch Oftenlegung im Sinne des § 12 Abs. 3 Verm­
GeoG LSA bekannt gegeben. Damit sind auch die mit Eintragung erlassenen Verände­
rungen wirksam geworden (vgl. Kummer/Möllering, Vermessungs- und Geoinformations­
gesetz, 3. Auflage, § 12, Zift. 5.6.1). Zudem kann eine Änderung der Liegenschaftskarte 
ohne Grenzfeststeilung nur vorgenommen werden, wie sich letztlich § 12 VermGeoG LSA 
entnehmen lässt, wenn eine ausreichend gesicherte Grundlage hierfür gegeben ist. Der 
Beklagte trägt indes vor, es fehle an den hierfür notwendigen gesicherten Vermessungs­
zahlen. Soweit der Kläger meint, diese ergeben sich aus der Vermessung in Bezug eines 
südlich von seinen Grundstücken belegenen Grundstück eines Verbrauchermarktes, so 
ist nicht erkennbar, inwieweit diese Vermessung gesicherte Vermessungszahlen für die 
klägerischen Flurstücke ergeben haben sollte. Die Flurstücke grenzen nicht aneinander. 
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Eine Änderung der Liegenschaftskarte kann nunmehr nur noch erfolgen, wenn ein Zei­
chenfehler vorliegt oder aber eine Grenzfeststellung und Abmarkung erfolgen. 

Rechtsgrundlage für die Korrektur eines Zeichenfehlers ist § 12 Abs. 3 VermGeoG LSA 
(vgl. auch VG Dessau, Urt. v. 11 .01 .2006, 1 A 261/04 , nach juris). Danach können Verän­
derungen im Liegenschaftsbuch oder in der Liegenschaftskarte durch Offenlegung be­
kannt gemacht werden, wenn sie durch umfangreiche Erneuerung dieser Nachweise oder 
durch die Übernahme der Ergebnisse öffentlich-rechtlicher Verfahren entstanden sind. Bei 
der Erneuerung der Liegenschaftskarte werden die Ergebnisse des Vermessungszahlen­
werks graphisch übertragen und abgebildet. Ein hierbei vorgekommener Zeichenfehler" 
kann unabhängig von der Bestandskraft der Erneuerung berichtigt werden. Soweit der 
Kläger meint, es handele sich vorliegend um einen Zeichenfehler des Beklagten bei der 
Übertragung der analog geführten Liegenschaftskarte in die digital geführte Karte, so ver­
kennt er indes den Begriff des Zeichenfehlers. Ein solcher liegt nur dann·vor, wenn die 
Darstellung der Flurstücksgrenze in der Liegenschaftskarte mit den ihr zugrunde liegen­
den Vermessungszahlen nicht übereinstimmt (vgl. Kummer/Möllering, Vermessungs- und 
Geoinformationsrecht Sachsen-Anhalt, 3. Auflage, § 16, Ziff. 4.1.3). Der Kläger macht 
hingegen geltend, die Eintragungen in der Liegenschaftskarte stimmten mit der Örtlichkeit 
nicht überein, bzw. mit den tatsächlichen Eigentumsverhältnissen. Es sei nicht nachvoll­
ziehbar, dass sein Grundstück, obgleich durch die zur einen Seite hin erfOlgte Grenzfest­
stellung eine Verschiebung der Grenze zu seinen Ungunsten erfolgt sei, ausweislich des 
Grundbuchs immer noch die gleiche Größe aufweisen solle. Die Größe im Grundbuch ist 
hingegen keine Vermessungszahl im vorgenannten Sinne. Sie ist auch keine für die Rich­
tigkeit des Liegenschaftskatasters relevante Angabe. Die Liegenschaftskarte ist eine Tat­
sachenurkunde, sie teilt den tatsächlich bestehenden Zustand der dargestellten liegen­
schaft mit (vgl. Kummer/Möllering, a.a.O., § 11 , Ziff. 4.3.5.1), die im Liegenschaftskataster 
enthaltenen Bestandsangaben nehmen grundsätzlich auch am Rechtsschein des Grund­
buchs teil (vgl. Kummer/Möllering, a.a.O., § 11 , Ziff. 6.2.2), indes erstreckt sich die Gut­
glaubenswirkung des § 891 BGB nicht auf Angaben zur tatsächlichen Größe des Grund­
stücks(vgl. Kummer/Möllering, a.a.), § 11 , Ziff. 6.2.4, m.w.N.). Der Kläger verkennt zuqem, 
dass die an einer Seite erfolgte Grenzfeststellung und Abmarkung nichts darüber aussagt, 
wo die tatsächlichen Eigentumsgrenzen verlaufen, denn durch die Abmarkung werden 
gerade keine Grundstücksgrenzen geschaffen (vgl. Kummer/Möllering, a.a.O., § 16, Ziff. 
6.5.2). Die Abmarkung hat keine konstitutive Wirkung. 

Rechtsgrundlage für die vom Kläger begehrte Feststellung von Grenzverläufen ist § 16 
Abs. 1 VermGeoG LSA. Danach wird der örtliche Verlauf der im Liegenschaftskataster 
nachgewiesene·n Grenzen auf Antrag oder von Amts wegen festgestellt. Vorliegend ist der 
Beklagte indes nicht verpflichtet, von Amts wegen die Flurstücksgrenzen festzustellen. 
Grundsätzlich ist das Grenzfeststellungsverfahren von der Dispositionsmaxime getragen, 
d.h. in der Regel wird ein solches Verfahren nur auf Antrag durchgeführt (vgl. Kum­
mer/Möllering , Vermessungs- und Geoinformationsrecht Sachsen-Anhalt, 3. Auflage, § 
16, Ziff. 5.4.2. 1). Eine Feststellung von Flurstücksgrenzen von Amts wegen erfolgt nur 
dann, wenn es zur sachgemäßen FÜhrung des Liegenschaftskatasters erforderlich ist und 
niemand verpflichtet ist, einen Antrag zu stellen (vgl. Kummer/Möllering, a.a.O., § 16, Ziff. 
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5.4.3.1). Dieser Fall ist hier nicht gegeben. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Grenz­
feststellung auf Kosten des Beklagten, also von Amts wegen. Der Kläger ist Antragsbe­
rechtigter. Die Feststellung der Flurstücksgrenzen ist vorliegend zur sachgemäßen Füh­
rung des Liegenschaftskatasters nicht erforderlich. Das Liegenschaftskataster enthält kei­
ne erkennbaren Fehler. Die Tatsache, dass das klägerische Grundstück nun tatsächlich 
kleiner ist, tangiert die Richtigkeit des Katasters nicht (vgl. auch VG Dessau, Urteil vom 
30.01 .2004, 1 A 447/01, nach juris). Dieses wird erst falsch, wenn eine Grenzfeststellung 
einen anderen Verlauf der Grundstücksgrenzen feststellt. Ein Interesse an der Feststel­
lung des Verlaufs der Flurstücksgrenzen in der Örtlichkeit hat allein der Kläger, denn er 
möchte festgestellt wissen, wo sein Grundstück in der Örtlichkeit tatsächlich verläuft. 
Lehnt indes ein Antragsberechtigter eine AntragsteIlung auf Grenzfeststellung ab und be­
gehrt eine Grenzfeststellung von Amts wegen, so ist die Behörde berechtigt, das Begeh­
ren als bloße Anregung zu betrachten. Besteht die Möglichkeit zu einem Antrag, so ist 
dieser zu stellen (vgl. Kuml'Der/Möllering, a.aO., § 16, Zift. 5.4.3.5 unter Verweis auf eine 
Entscheidung des OVG Lüneburg). 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf den §§ 167 VwGO, 708 Nr. 
11,711 ZPO. 

Die Streitwertentscheidung beruht auf § 52 Abs. 2 GKG. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Oberver­
waltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt zugelassen wird. 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils zu 
beantragen. Der Antrag ist bei dem 

Verwaltungsgericht Magdeburg, 

Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg , 

zu stellen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Gründe darzulegen, 
aus denen die Berufung zuzulassen ist. 

Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem 
Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206, 39104 
Magdeburg, einzureichen. 

- 6 -



- 6 -

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten , außer im Prozesskostenhil­
feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozess­
handlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 

Als Bevollmächtigte vor dem Oberverwaltungsgericht sind zugelassen: Rechtsanwälte, 
Rechtslehrer im Sinne des § 67 Ab~ . 2 Satz 1 VwGO und die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 
bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich 
durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit 
Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

~ Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse vertreten lassen; eine Vertretung ist auch durCh entsprechend be­
schäftigte Diplom-Juristen im höheren Verwaltungsdienst zulässig . 

Ein Beteiligter, der nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3 und 7 VwGO zur Vertretung 
berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

Bei dem Verwaltungsgericht Magdeburg und beim Oberverwaltungsgericht des Landes 
Sachsen-Anhalt können in allen Verfahren auch elektronische Dokumente nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten und Staatsan­
waltschaften des Landes Sachsen-Anhalt eingereicht werden . 

Die Streitwertfestsetzung kann durch Beschwerde an das 

Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, 

Magdeburg , 

angefochten werden, wenn der Beschwerdewert 200 € (zweihundert Euro) übersteigt. Sie 
ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechts­
kraft erlangt oder sich das Verfahren anderweitig erledigt hat, bei dem 

Verwaltungsgericht Magdeburg, 

Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg , 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so 
kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Beschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Be­
schluss mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 
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Bei dem Verwaltungsgericht Magdeburg und beim Oberverwaltungsgericht des Landes 
Sachsen-Anhalt können in allen Verfahren auch elektronische Dokumente nach Maßgabe 
der Verordnüng über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten und Staatsan­
waltschaften des Landes Sachsen-Anhalt eingereicht werden. 
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